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Regierungserklarung von Bundeskanzler Olaf Scholz

zum kommenden Europaischen Rat in Brussel, zum G7-Gipfel in EImau und zum
Nato-Gipfeltreffen in Madrid

vor dem Deutschen Bundestag

am 22. Juni 2022 in Berlin:

Frau Prasidentin!
Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Meine Damen und Herren!

Anfang des Monats haben wir das Fundament einer neuen Sicherheitsarchitektur far
unser Land gelegt. Mit Uberwaltigender Mehrheit hat dieses Haus ,Ja“ zum Sonder-
vermogen fur die Bundeswehr gesagt. Allen, die das mit ihrer Zustimmung maoglich
gemacht haben — hier im Bundestag und auch im Bundesrat —, sage ich heute von

Herzen Danke.

Sicherheit ist das fundamentalste Versprechen, das ein Staat seinen Burgerinnen und
Burgern schuldet. Dieses Versprechen haben wir erneuert im Angesicht des russi-
schen Angriffskrieges, im Angesicht der Zeitenwende. Wir werden die Bundeswehr so
ausstatten, dass sie unser Land und unsere Bundnispartner gegen alle Angriffe wirk-
sam verteidigen kann. Das ist der Malistab fur die neue Bundeswehr. Damit bekom-
men wir fUr unsere Soldatinnen und Soldaten endlich auch die Unterstltzung, die sie
bei ihrem wichtigen Dienst fur unser Land verdienen, und daflr sage ich ebenfalls —

hoffentlich im Namen von uns allen hier — Danke.

Die Neuausrichtung unserer Sicherheitspolitik ist bei unseren Freunden in Europa und

in der Welt auf Anerkennung gestol3en. Unsere Botschaft wird verstanden. In der grof3-
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ten Sicherheitskrise Europas seit Jahrzehnten Ubernimmt Deutschland, das wirt-
schaftsstarkste und bevolkerungsreichste Land der Europaischen Union, ganz beson-
dere Verantwortung — und zwar nicht nur fir seine eigene Sicherheit, sondern eben
auch fur die Sicherheit seiner Alliierten. Bei meinem Besuch vor zwei Wochen im Bal-

tikum habe ich klargestellt: Ein Angriff auf euch ware ein Angriff auf uns alle.

Und wir belassen es nicht bei Worten. Unmittelbar nach Kriegsbeginn haben wir zu-
satzliche Soldatinnen und Soldaten und militarische Fahigkeiten, zum Beispiel zur Luft-
abwehr, ins ostliche Bundnisgebiet verlegt. Mit dem litauischen Prasidenten Nauséda
habe ich vereinbart, dass wir dort die deutsche Prasenz dauerhaft verstarken und Li-
tauen eine robuste Bundeswehrbrigade fest zuordnen. Wir werden aul3erdem unsere
Prasenz mit Luft- und Marinestreitkraften im Ostseeraum ausweiten, und wir sind da-
bei, Soldatinnen und Soldaten in die Slowakei zu entsenden und die Slowakei bei der

Sicherung ihres Luftraums zu unterstltzen.

All das untermauert, was ich schon am 27. Februar 2022 hier im Bundestag gesagt
habe: Wir werden jeden Quadratmeter des Bundnisgebietes verteidigen. Aus unserer
eigenen Geschichte wissen wir Deutschen doch, was wir dieser Zusage zu verdanken
haben, und deshalb kdonnen unsere Nato-Partner im Osten Europas sich heute auf
Deutschland verlassen.

Mit dieser Zusage gehen wir kommende Woche in den Nato-Gipfel. Und weil sich dort
auch andere Verbundete mit ganz konkreten Beitragen zu unserer gemeinsamen Si-
cherheitsverantwortung bekennen werden, bin ich fest Uberzeugt: Vom Nato-Gipfel
wird ein Signal des Zusammenhalts und der Entschlossenheit ausgehen.

Mit einem neuen strategischen Konzept werden wir die Nato auf die Herausforderun-
gen der Zukunft einstellen. Das kinftige Verhaltnis zu Russland spielt dabei eine wich-
tige Rolle. Um es klar zu sagen: Eine Partnerschaft mit Russland, wie sie noch das
Strategische Konzept von 2010 als Ziel ausgegeben hat, ist mit Putins aggressivem,

imperialistischem Russland auf absehbare Zeit unvorstellbar.
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Doch wir sollten daraus keine falschen Schllsse ziehen. Es ware unklug, unsererseits
die Nato-Russland- Grundakte aufzukundigen. Das wirde nur Prasident Putin und sei-
ner Propaganda in die Hande spielen. Die Nato-Russland-Grundakte bekraftigt genau
die Prinzipien, gegen die Putin verstol3en hat und verstof3t: den Verzicht auf Gewalt,
die Achtung von Grenzen, die Souveranitat unabhangiger Staaten. Daran sollten wir
Putin immer wieder erinnern. Wir werden uns jedenfalls mehr denn je fur den Erhalt
einer internationalen Ordnung starkmachen, die auf Recht statt auf Gewalt basiert —

gemeinsam mit unseren Partnern und Alliierten.

Zu diesen Allierten — da bin ich zuversichtlich — werden bald auch Schweden und
Finnland gehoren. Fur uns alle, denke ich, ist klar: Schweden und Finnland sind als

neue Verbundete ein Sicherheitsgewinn fir alle Nato-Mitglieder und flr ganz Europa.

Wenn ich in den nachsten Tagen am Treffen der EU mit den Westbalkanstaaten, am
Europaischen Rat, am G7-Gipfel und am Treffen der Nato-Staats- und Regierungschef
teilnehme, dann werden mich die Eindricke meines Besuchs in der Ukraine begleiten.
Da sind vor allem die Erinnerungen an das kriegszerstorte Irpin. Ich werde sie nicht
vergessen: die frischen Graber, die zerbombten Wohnblocks, die zerstorten Bricken,

die von Schussen durchsiebten Autos. Sie sprechen eine eindeutige Sprache.

Russland fuhrt einen erbarmungslosen Krieg gegen das ukrainische Volk, gegen un-
schuldige Frauen, Manner und Kinder. Das ist ein barbarisches Verbrechen. Die Uk-
raine hat jedes Recht, sich dagegen zur Wehr zu setzen. Und es ist unsere Pflicht als
europaische Nachbarn, als Verteidiger von Recht und Freiheit, als Freunde und Part-

ner der Ukraine, sie dabei bestmaoglich zu unterstutzen.

Europa steht geschlossen an der Seite des ukrainischen Volkes. Das ist die Botschaft,
die Emmanuel Macron, Mario Draghi, Klaus Johannis und ich mit nach Kiew gebracht
haben. Ich habe Prasident Selenskyj versichert: Wir werden die Ukraine auch weiterhin
massiv unterstutzen — finanziell, wirtschaftlich, humanitar, politisch und nicht zuletzt
mit der Lieferung von Waffen. Und zwar so lange, wie die Ukraine unsere Unterstut-

zung braucht.
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Die Ausbildung ukrainischer Soldatinnen und Soldaten an den Flakpanzern Gepard
lauft. An den zugesagten Mehrfachraketenwerfern beginnt sie in den kommenden Ta-
gen. Der Vertrag Uber das Luftabwehrsystem IRIS-T, das eine ganze Grof3stadt vor
feindlichen Luftangriffen schitzt, wurde vor wenigen Tagen zwischen der Ukraine und
der Industrie unterzeichnet. Ein erster Ringtausch mit Tschechien steht. Gesprache
mit weiteren Tauschpartnern fuhren wir mit Hochdruck. Und ich kann mitteilen, was
sich gestern schon herumgesprochen hat: Die Panzerhaubitzen, an denen wir ukraini-
sche Soldatinnen und Soldaten in den vergangenen Wochen intensiv trainiert haben,

sind inzwischen vor Ort in der Ukraine.

Die Ukraine bekommt die Waffen, die sie in der jetzigen Phase des Krieges besonders
braucht. Genau Uber diese Lieferungen und diese Waffen habe ich mit dem ukraini-
schen Prasidenten gesprochen. Wir liefern sie heute und in Zukunft.

Damit wir alle kunftig auf Basis von Fakten uber diese Entscheidung diskutieren, hat
die Bundesregierung entschieden, eine Ubersicht lber alle schon erfolgten und alle
kommenden Waffenlieferungen zu veroffentlichen, analog zur Praxis vieler unserer

Verbundeten.

Stadte wie Irpin oder Butscha sind Orte des Grauens. Aber Irpin und die anderen be-
freiten Orte machen auch etwas Hoffnung, dass es gelingen kann, die russischen An-
greifer mit vereinten Kraften zuriickzudrangen, und das bleibt unser Ziel. Deshalb wer-
den wir mit Prasident Selenskyj auch Uber weitere Unterstitzung fir die Ukraine bera-

ten, immer ohne dass die Nato dadurch selbst zur Kriegspartei wird.

Noch etwas haben wir Prasident Selenskyj bei unserem Besuch in Kiew versichert:
Die Ukraine — und nur die Ukraine — entscheidet in mdglichen Verhandlungen mit
Russland, was fur sie richtig ist. ,Nichts Uber die Ukraine ohne die Ukraine® lautet un-

sere Devise.

Die Wahrheit ist doch: Wir sind von Verhandlungen zwischen der Ukraine und Russ-
land weit, weit entfernt, weil Putin noch immer an die Mdglichkeit eines Diktatfriedens

glaubt. Umso entscheidender ist es, dass wir standhaft Kurs halten, mit unseren Sank-
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tionen, mit den international abgestimmten Waffenlieferungen und mit unserer finanzi-
ellen Unterstutzung fur die Ukraine — so lange, bis Putin seine kolossale Fehleinschat-

zung endlich erkennt.

Bei alldem brauchen wir einen langen Atem. Auch der Wiederaufbau der Ukraine wird
eine Generationenaufgabe; auch das wird einem in den zerschossenen Hauserruinen
von Irpin sehr deutlich. Das Ausmal} der Zerstorung ist enorm. Manches dort erinnert
nicht nur mich an die Bilder der zerstorten deutschen Stadte nach dem Zweiten Welt-

krieg.

Wie damals das kriegszerstorte Europa braucht heute auch die Ukraine einen Mars-
hallplan fur einen Wiederaufbau. Die EU hat in den letzten 100 Tagen Mittel in Milliar-
denhohe zur Unterstutzung der Ukraine mobilisiert. Deutschland ist immer vorne mit
dabei. Aber wir werden viele weitere Milliarden Euro und Dollar fur den Wiederaufbau

brauchen, und das Uber Jahre hinweg.

Das geht nur mit vereinten Kraften, gemeinsam mit den internationalen Finanzorgani-
sationen, mit anderen grof3en Geberlandern, mit anderen internationalen Organisatio-
nen. Ich habe Prasident Selenskyj zum G7-Gipfel nach Elmau eingeladen, um auch

daruber zu reden.

Neben den Finanzmitteln ist eines besonders entscheidend: Wir mussen uns daruber
verstandigen — auch mit dem Rat von Expertinnen und Experten und Wissenschaftlern
—, wie ein solcher Marshallplan fur die Ukraine aussehen kann, wie wir ihn international
koordinieren, wie wir kiinftig gemeinsam entscheiden, welche Investitionen die Ukraine

am schnellsten voranbringen auf ihrem europaischen Weg.

Gemeinsam mit der Kommissionsprasidentin werde ich deshalb auch beim Europai-
schen Rat und an anderer Stelle daflir werben, eine hochrangige internationale Exper-
tenkonferenz einzuberufen, und zwar im Rahmen unserer G7-Prasidentschaft, eng ab-

gestimmt mit internationalen Partnern.

Der europaische Weg der Ukraine war das zentrale Thema meines Besuchs in Kiew.

Emmanuel Macron, Klaus Johannis, Mario Draghi und ich haben unisono klargestellt:
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Die Ukraine gehort zur europaischen Familie. Deshalb werde ich mich auch beim Eu-
ropaischen Rat morgen und Uubermorgen mit allem Nachdruck daflr einsetzen, dass
die gesamte EU geschlossen ,Ja“ sagt: 27-mal ,Ja“ zum Kandidatenstatus. Deutsch-
land ist fur eine positive Entscheidung, ubrigens auch fur die Republik Moldau. In die-
sen Tagen gab und gibt es wohl keinen passenderen Ort, um das klarzustellen, als
Kiew, Seite an Seite mit dem ukrainischen Prasidenten, Seite an Seite auch mit Freun-
den und Partnern aus alten und neuen EU-Mitgliedstaaten aus dem Norden, Siden,

Osten und Westen.

Inzwischen hat die Kommission unsere Haltung ausdrucklich unterstutzt. Zugleich hat
sie klare Reformschritte benannt. Richtschnur und Zielmarke sind die Kopenhagener
Kriterien. Von besonderer Bedeutung sind dabei Fragen der Rechtsstaatlichkeit, die
weitere Reform des Gerichtswesens, der Kampf gegen Korruption und der Schutz von
Minderheiten. Auch die Ukrainerinnen und Ukrainer wissen: Der Weg in die EU ist

voraussetzungsreich.

Aber sie wollen den Weg jetzt gehen, weil sie sich davon weniger Korruption, weniger
Einfluss von Oligarchen und mehr Rechtsstaatlichkeit, mehr Transparenz, mehr De-
mokratie und eine starkere Wirtschaft versprechen. Das ist die Hoffnung, die auch wir
mit dem Weg der Ukraine Richtung EU verbinden. Und dabei werden wir die Ukraine

unterstutzen.

Das gilt Ubrigens auch fur Georgien, dessen europaische Perspektive wir weiter for-
dern wollen. Zugleich wissen wir: Auch die EU muss sich auf den Beitritt neuer Mitglie-
der vorbereiten. Das heif3t, dass wir unsere internen Strukturen und Verfahren refor-
mieren mussen. Deshalb werbe ich intensiv dafur, kinftig mehr Entscheidungen mit
qualifizierter Mehrheit zu treffen, etwa in der AuRenpolitik. Wir mussen die Europaische
Union aufnahmefahig machen. Das erfordert institutionelle Reformen, und wir sollten
diese Reformen nutzen, um Demokratie und Rechtsstaatlichkeit auch in der Europai-

schen Union zu starken.

Die Entscheidung fur den Kandidatenstatus der Ukraine und Moldaus ist eine Antwort
Europas auf die Zeitenwende. Dieselbe klare Antwort verdienen auch die Lander des

westlichen Balkans. Deshalb war es mir wichtig, die Region vor meiner Reise in die
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Ukraine zu besuchen. Fast 20 Jahre ist es her, dass die EU diesen Landern den Beitritt
in Aussicht gestellt hat — in Thessaloniki. Ich war vor wenigen Tagen dort, und alle
haben mich daran erinnert: Als das damals in Thessaloniki — am gleichen Ort — be-
schlossen wurde, haben alle gedacht: So in funf bis acht Jahren sind die alle Mitglied.
Das hat sich bis heute nicht bewahrheitet. Deshalb muss in diesen neuen Zeiten klar
sein: Jetzt gilt es! Wir wollen und wir brauchen den westlichen Balkan in der Europai-
schen Union. Das war meine Botschaft bei meiner Reise in die Region, und es wird
auch die Botschaft sein, die vom morgigen EU-Treffen mit den sechs Westbalkanstaa-

ten ausgehen muss.

Ich sage hier ganz ausdrucklich: Es findet nun hoffentlich statt. Wir haben heute auch
verfolgt, dass das nicht so sicher war. Daruber darf man sich ehrlicherweise auch nicht
wundern. Denn wenn man Hoffnungen weckt, wenn man Nationen, wenn man Lander
davon uberzeugt, dass es sich lohnt, sich auf den Weg in die EU zu machen, wozu
Anstrengungen unternommen und politische Konflikte im eigenen Land riskiert werden
— ein Land hat seinen Namen in ,Nordmazedonien“ geandert, um den Streit mit Grie-
chenland beizulegen —, das aber alles nichts hilft und die Dinge nicht vorankommen,
dann ist es vollig richtig, dass das Stérgeflhl, das die politisch Verantwortlichen dieser
Lander und ihre Burgerinnen und Burger haben, auch ausgedruckt wird. Deshalb wird
das bestimmt kein einfacher Gipfel mit diesen Staaten. Aber es ist richtig, dass wir uns
da so positionieren, dass sie wissen: Deutschland ist auf ihrer Seite. Ich hoffe sehr,
dass nun alle Uber ihren Schatten springen und ihre Verantwortung fir das grol3e
Ganze sehen. Die EU muss endlich griines Licht geben fiur Beitrittsverhandlungen mit

Albanien und mit Nordmazedonien.

Das will ich hier auch sagen: Meine Gesprache mit dem bulgarischen Ministerprasi-
denten haben mir gezeigt, dass er sehr konstruktiv an die Gesprache mit Skopje her-
angeht. Und wir wissen auch: Gegenwartig finden dartUber heftige Debatten in dem
Land statt. Denn das, was das Miteinander in Europa so schwierig macht, ist immer
wieder, dass Dinge, die irgendwie ein Fundament in lange zuruckliegenden Ereignis-
sen der Geschichte haben, plétzlich genutzt werden, um aktuell alles Mogliche durch-
einanderzubringen, was uns eine friedliche Zukunft ermdglicht. Deshalb hoffe ich, dass

Bulgarien einen Weg wahlt, der es mdglich macht, dass es seine eigene Kraft in der
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Europaischen Union entfalten kann, aber vereint mit seinen engsten Nachbarn im

westlichen Balkan.

Ich unterstutze deshalb die Bemuhungen der franzdsischen Ratsprasidentschaft, ei-
nen Kompromiss zu vermitteln. Ich hoffe, dass alle ihre Streitigkeiten beilegen. Ein
stabiler, wohlhabender europaischer Westbalkan liegt schlief3lich in unser aller Inte-

resse.

Noch etwas hat bei unserem Besuch in Kiew eine wichtige Rolle gespielt. Wir haben
uber die globalen Folgen des Kriegs gesprochen: Uber steigende Energiepreise und
knappe Rohstoffe. Abgestimmt mit unseren europaischen und internationalen Part-
nern tun wir alles dafur, um Vorsorge fur den Winter zu treffen. Das gilt besonders flr
die Energieversorgung. Wir arbeiten auch an Losungen fur die Ausfuhr von ukraini-
schen Nahrungsmitteln. Erst gestern habe ich mit dem Generalsekretar der Vereinten
Nationen noch einmal daruber diskutiert, wie wir die Verhandlungen jetzt zu einem
guten Ergebnis fuhren konnen. Es kann nicht dabei bleiben, dass Millionen Tonnen
ukrainisches Getreide in Speichern feststecken, obwohl sie weltweit dringend ge-

braucht werden.

Die Vereinten Nationen warnen schon vor der grof3ten Hungersnot seit Jahrzehnten.
Dabei kampfen viele Lander des Globalen Stdens noch mit den Folgen der Pandemie.
Wenn es uns nicht gelingt, diesen Landern solidarisch beizustehen, dann werden
Machte wie Russland und China das ausnutzen. Deshalb ist es von ganz entscheiden-
der Bedeutung: Von den Gipfeltreffen der kommenden Tage muss nicht nur die Bot-
schaft ausgehen, dass die Europaische Union, die Nato und die G7 so geschlossen
zusammenstehen wie nie, sondern auch, dass die Demokratien der Welt zusammen-
stehen im Kampf gegen Putins Imperialismus, aber eben genauso im Kampf gegen
Hunger und Armut, gegen Gesundheitskrisen und den Klimawandel. Mit Indonesien
und Indien habe ich daher die aktuelle und die kunftige G20-Prasidentschaft zum Gip-
fel eingeladen. Auch Senegal als Prasidentschaft der Afrikanischen Union, Argentinien
als Vorsitz der Gemeinschaft der Lateinamerikanischen und Karibischen Staaten so-

wie Sudafrika werden mit am Tisch sitzen.
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Als Prasidentschaft der G7 haben wir Vorarbeit geleistet. Zusammen mit der Weltbank
haben wir ein Bundnis fur globale Ernahrungssicherheit ins Leben gerufen. Mit einem
Pakt zur Bekdmpfung kinftiger Pandemien wollen wir die Friherkennung von mdagli-
chen Ausbrichen und die Reaktionsfahigkeit starken. Und wir werden Uber die Rolle
von Demokratien sprechen bei der Verteidigung offener, resilienter Gesellschaften und
der Durchsetzung von Menschenrechten. Und nicht zuletzt brauchen wir dringend
Fortschritte beim Klima- und Umweltschutz. Ich habe daher einen offenen kooperati-
ven Klimaklub vorgeschlagen, und ich bin zuversichtlich, dass wir ihn in Elmau weiter
aufs Gleis setzen. Das Ziel ist ein internationaler Markt mit vergleichbaren Standards,
ein Markt, der Lander fur klimafreundliches Wirtschaften belohnt und sie vor Wettbe-
werbsnachteilen schitzt. Die Beachtung von Klimaschutz wird damit zum Wettlauf um

Wettbewerbsvorteile.

Die Zeitenwende war nie nur eine Zustandsbeschreibung. Aus ihr ergibt sich ein Hand-
lungsauftrag an unser Land, an Europa, an die internationale Gemeinschaft. Als Land
haben wir die Weichen neu gestellt. Wir investieren massiv in unsere Sicherheit. Wir
l6sen das Versprechen deutscher Sicherheitsverantwortung flr Europa ein. Wir wer-

den energieunabhangig von Russland, und wir werden klimaneutral. Jetzt erst recht!

Auf den internationalen Gipfeltreffen der kommenden Tage werden wir ahnlich tiefgrei-
fende Veranderungen anstol3en. Die Europaische Union muss sich zur europaischen
Zukunft ihrer Nachbarschaft bekennen und zu den notwendigen internen Reformen.
Die Nato wird geschlossen wie nie die sicherheitspolitischen Antworten auf die Her-
ausforderungen unserer Zeit geben. Und die G7 wird klare Zeichen setzen fiur mehr
Klimaschutz, mehr internationale Zusammenarbeit und mehr globale Solidaritat.
Deutschland spielt bei alldem eine zentrale Rolle. An unser Land richten sich grol3e
Erwartungen. Wir stellen uns dieser Verantwortung, und das wird die Aufgabe der

nachsten Tage sein.

Schonen Dank.

* % % % %



	BULLETIN DER BUNDESREGIERUNG 
	Nr. 81-2 vom 22. Juni 2022 
	Regierungserklärung von Bundeskanzler Olaf Scholz zum kommenden Europäischen Rat in Brüssel, zum G7-Gipfel in Elmau und zum Nato-Gipfeltreffen in Madrid vor dem Deutschen Bundestag am 22. Juni 2022 in Berlin: 



